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___________________________________________________________________________ 

Bisherige Beratung: ./. 
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Beschlussvorschlag:   

Das Präsidium wird um Aussprache und Entscheidung gebeten. 

Begründung:

Am Rande der SGSA-Kreisvorstandskonferenz am 21.10.2019 in Möckern ist von einigen 
Bürgermeistern der Wunsch geäußert worden, in Sachsen-Anhalt, vergleichbar wie in Bran-
denburg, Erleichterungsregelungen zur beschleunigten Aufstellung von Jahresabschlüssen der 
Städte und Gemeinden in der Doppik zu bekommen. Einige Gemeinden erwägen, beim Mi-
nisterium für Inneres und Sport Anträge nach § 157 KVG (Experimentierklausel) zu stellen, 
um so die Landesregierung zu bewegen, bei der Erstellung von Jahresabschlüssen Ausnahmen 
nach dem Brandenburger Modell zuzulassen.  

Die Problematik war auch Gegenstand des „Kommunalpolitischen Gesprächs“ beim Innenmi-
nister am 27.11.2019. Die Landrätin des Landkreises Mansfeld-Südharz hat in diesem Zusam-
menhang darauf hingewiesen, dass durch den Stau bei den Städten und Gemeinden aber auch 
bei der Kommunalaufsicht des Landkreises eine zeitnahe Abarbeitung der Jahresabschlüsse 
nicht mehr gewährleistet werden kann.   
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In Brandenburg sind Erleichterungsvorschriften mit dem „Gesetz zur Weiterentwicklung der 
gemeindlichen Ebene“ vom 15.10.2018 geregelt worden. Mit Schreiben vom 21.03.2019 gab 
das Ministerium des Inneren und Kommunales des Landes Brandenburg Anwendungshin-
weise. Für die Aufstellung der Jahresabschlüsse gilt in Brandenburg danach Folgendes: 

1. Sowohl die Eröffnungsbilanz als auch der im Jahr der Umstellung aufzustellende erste 
doppische Jahresabschluss sind vollständig nach den gesetzlichen Regelungen aufzustellen 
und zu prüfen.  

2. Die Aufstellung eines verkürzten Jahresabschlusses ist ab dem zweiten aufzustellenden 
doppischen Jahresabschluss bis längstens für den für das Jahr 2016 aufzustellenden Jahres-
abschluss zulässig. Vor der Aufstellung verkürzter Jahresabschlüsse haben die Stadt- und 
Gemeinderäte entsprechende Beschlüsse zu fassen.  

Der verkürzte Jahresabschluss ist in § 1 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung 
und Prüfung kommunaler Jahresabschlüsse des Landes Brandenburg geregelt. Danach kön-
nen die Kommunen in Brandenburg auf die Erstellung folgender Bestandteile des Jahres-
abschlusses verzichten: 

a) die Teilrechnungen 
b) den Rechenschaftsbericht 
c) die Anlagen Forderungs- und Verbindlichkeitsübersichten. 

Der SGSA hat bereits mit dem MI LSA erörtert, ob Ausnahmeanträge nach § 157 KVG mit 
dem Ziel der Erleichterungsvorschriften in Brandenburg Aussicht auf Erfolg haben. Das 
Thema „Erleichterung der Aufstellung der Jahresabschlüsse“ ist also beim MI LSA bereits 
platziert.  

Nach Auskunft der zuständigen Arbeitsebene liegt der Fokus aber momentan darauf, die Er-
stellung der noch ausstehenden Eröffnungsbilanzen (EÖB) zu forcieren. Hier ist zeitnah ein 
Erlass des MI LSA zu erwarten, nach dem zukünftig bei Fehlen einer geprüften Eröffnungsbi-
lanz der Haushalt der betroffenen Kommune nicht mehr genehmigungsfähig sein soll. Ohne 
konkrete Vorgaben zu machen, soll der Erlass aber für besondere Ausnahmesituationen ab-
weichende Einzelfallentscheidungen durch die jeweilige Kommunalaufsichtsbehörde ermögli-
chen.  

Grundsätzlich erscheint es auch der Arbeitsebene des MI LSA als sinnvoll, Ausnahmerege-
lungen zu ermöglichen. Erleichterungsregelungen können bei begrenzter Dauer geeignet sein, 
die Motivation zur Erstellung der noch ausstehenden Eröffnungsbilanzen zu erhöhen und na-
türlich auch die Arbeiten an den Jahresabschlüssen aufzuholen. Die brandenburgischen Er-
leichterungsvorgaben werden allerdings als nicht komplett als zielführend angesehen. Teil-
rechnungen sind in den Finanzprogrammen hinterlegt und können auf Knopfdruck erstellt 
werden.  

Am 27.11.2019 ist vereinbart worden, dass die zuständigen Referate im MI LSA gemeinsam 
mit den Kommunalen Spitzenverbänden eine Lösung in der Sache suchen sollen. Wir wären 
dankbar, wenn das Präsidium einen Tendenzbeschluss fassen würde.  
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Erstellung der Eröffnungsbilanzen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

dem Bericht des Landesverwaltungsamtes zur Erstellung der Eröffnungsbi-

lanzen und Jahresabschlüsse vom 19. Juli 2019 ist zu entnehmen, dass der-

zeit insgesamt 77 Prozent aller Eröffnungsbilanzen erstellt sind. Es verfügen 

alle kreisfreien Städte und Landkreise über eine Eröffnungsbilanz, sodass 

nunmehr die Erstellung der noch ausstehenden Jahresabschlüsse erfolgen 

kann. Auch bei den kreisangehörigen Gemeinden ist die Mehrzahl der Eröff-

nungsbilanzen erstellt. Deren Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt 

steht jedoch häufig noch aus. Derzeit fehlen noch immer 57 Eröffnungsbilan-

zen vollständig, weitere 93 Eröffnungsbilanzen sind noch nicht abschließend 

geprüft. Damit hat sich die Situation zum Vorjahr zwar verbessert, der Um-

setzungsstand ist jedoch noch nicht zufriedenstellend. 

Das Neue Kommunale Haushalts- und Rechnungswesen ist in Sachsen-An-

halt flächendeckend zum 1. Januar 2015 eingeführt worden. Wie bereits 

mehrfach in Erlassen dargelegt, sind die geprüften Eröffnungsbilanzen die 

Grundlage für die vollständige Anwendung des neuen Systems. Durch die 

fehlenden Eröffnungsbilanzen ist eine realitätsnahe Abbildung der Vermö-

gens-, Ertrags- und Finanzlage als Basis für eine optimale Steuerung nach 
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doppischen Gesichtspunkten weiterhin nicht gegeben. Insbesondere weise ich in diesem Zusam-

menhang darauf hin, dass eine Berücksichtigung der Abschreibungen im FAG ab 2022 nur bei 

Vorliegen aller Eröffnungsbilanzen erfolgen kann, da diese zur Berechnung des Bedarfs herange-

zogen werden. Die Aufstellung und Prüfung der Eröffnungsbilanzen hat deshalb höchste Priorität. 

Es wird ausdrücklich daran appelliert, sich hierfür auf kommunaler Ebene gegenseitig auszutau-

schen und Hilfestellung zu leisten. 

Um diese Situation zu verbessern, ist künftig jede Haushaltssatzung zu beanstanden, sofern keine 

abschließend geprüfte Eröffnungsbilanz vorliegt. Ausnahmen hiervon sind nur in ganz besonderen 

Einzelfällen zulässig. Das Fehlen fachlich qualifizierten Personals ist noch kein hinreichender 

Grund für die Gewährung einer Ausnahme.  

Das Landesverwaltungsamt wird gebeten, bis zum 30. Juni 2020 über den Fortgang der Aufstel-

lung und Prüfung der Eröffnungsbilanzen, einschließlich des Ergebnisses der Beanstandungs-

maßnahmen, den Sachstand bzgl. der Erstellung der Jahresabschlüsse sowie den Umset-

zungstand der veranlassten Maßnahmen im Rahmen der kommunalaufsichtlichen Betreuung der 

betroffenen Kommunen gemäß Erlass des Ministeriums für Inneres und Sport an die Landkreise 

vom 24. Juli 2017 zu berichten. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

Mietzner 


